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                     Allgemeine Verkaufsbedingungen 
                      der SAB GmbH Steuerungs- und Anlagen Bau 
 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 

1. Für die Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Kunden im Zusammenhang mit unseren 
Lieferungen/Leistungen gelten ausschließlich diese Verkaufsbedingungen. Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Kunden gelten nur insoweit, als wir ihnen ausdrücklich schriftlich 
zugestimmt haben. Für den Umfang der Lieferungen sind die beiderseitigen 
übereinstimmenden schriftlichen Erklärungen maßgebend. 

 
2. An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen (im Folgenden: Unterlagen) 

behalten wir uns sämtliche eigentums- und urheberrechtlichen Verwertungsrechte 
uneingeschränkt vor. Die Unterlagen dürfen nur nach unserer vorherigen Zustimmung Dritten 
zugänglich gemacht werden und sind uns, wenn uns der Auftrag nicht erteilt wird, unverzüglich 
zurückzugeben.  

 
3. An Standardsoftware und Firmware hat der Kunde das nicht ausschließliche Recht zur Nutzung 

mit den vereinbarten Leistungsmerkmalen in unveränderter Form auf den vereinbarten Geräten. 
Der Kunde darf ohne ausdrückliche Vereinbarung eine Sicherungskopie der Standardsoftware 
erstellen. 

 
4. Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Kunden zumutbar sind.  

 
5. Der Begriff „Schadensersatzansprüche" in diesen AGB umfasst auch Ansprüche auf Ersatz 

vergeblicher Aufwendungen. 
 
 
 
II. Preise, Zahlungsbedingungen und Aufrechnung 
 

1. Die Preise verstehen sich ab Werk ausschließlich Verpackung zuzüglich der jeweils geltenden 
gesetzlichen Umsatzsteuer.  
 

2. Haben wir die Aufstellung oder Montage übernommen und ist nicht etwas anderes vereinbart, 
so trägt der Kunde neben der vereinbarten Vergütung alle erforderlichen Nebenkosten wie 
Reise- und Transportkosten sowie Auslösungen und Zoll. 

 
3. Zahlungen sind frei unserer Zahlstelle zu leisten.  

 
4. Der Kunde kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig 

festgestellt sind. 
 
 
 
III. Eigentumsvorbehalt 

 
Die Gegenstände der Lieferungen (Vorbehaltsware) bleiben unser Eigentum bis zur Erfüllung 
sämtlicher uns gegen den Kunden aus der Geschäftsverbindung zustehender Ansprüche. 
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IV. Fristen für Lieferungen; Verzug  
 

1. Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom 
Kunden zu liefernder Unterlagen, erforderliche Genehmigungen und Freigaben, insbesondere 
von Plänen, sowie die Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen 
Verpflichtungen durch den Kunden voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig 
erfüllt, so verlängern sich die Fristen angemessen; dies gilt nicht, wenn wir die Verzögerung zu 
vertreten haben.  
 

2. Ist die Nichteinhaltung der Fristen zurückzuführen auf  
 
a)  höhere Gewalt, z. B. Mobilmachung, Krieg, Terrorakte, Aufruhr, oder ähnliche 

Ereignisse (z. B. Streik, Aussperrung)  
 
b)  nicht rechtzeitige oder ordnungsgemäße Belieferung bei uns 
 
verlängern sich die Fristen angemessen.  
 

3. Kommen wir in Verzug, kann der Kunde - sofern er glaubhaft macht, dass ihm hieraus ein 
Schaden entstanden ist - eine Entschädigung für jede vollendete Woche des Verzuges von je 
0,5%, insgesamt jedoch höchstens 5% des Preises für den Teil der Lieferungen verlangen, der 
wegen des Verzuges nicht zweckdienlich verwendet werden konnte.  
 

4. Sowohl Schadensersatzansprüche des Kunden wegen Verzögerung der Lieferung als auch 
Schadensersatzansprüche statt der Leistung, die über die in Nr. 3 genannten Grenzen 
hinausgehen, sind in allen Fällen verzögerter Lieferung, auch nach Ablauf einer uns etwa 
gesetzten Frist zur Lieferung, ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des Vorsatzes, 
der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit gehaftet wird. Vom Vertrag kann der Kunde im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen nur zurücktreten, soweit die Verzögerung der Lieferung von uns zu vertreten ist. 
Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden Regelungen 
nicht verbunden.  
 

5. Der Kunde ist verpflichtet, auf unser Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist zu erklären, 
ob er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf die Lieferung 
besteht.  
 

6. Werden Versand oder Zustellung auf Wunsch des Kunden um mehr als einen Monat nach 
Anzeige der Versandbereitschaft verzögert, kann dem Kunden für jeden weiteren angefangenen 
Monat Lagergeld in Höhe von 0,5% des Preises der Gegenstände der Lieferungen, höchstens 
jedoch insgesamt 5%, berechnet werden. Der Nachweis höherer oder niedrigerer Lagerkosten 
bleibt den Vertragsparteien unbenommen. 
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V. Gefahrübergang  
 

1. Die Gefahr geht auch bei frachtfreier Lieferung wie folgt auf den Kunden über:  
 
a) bei Lieferung ohne Aufstellung oder Montage, wenn sie zum Versand gebracht oder 

abgeholt worden ist. Auf ausdrücklichen, schriftlich erklärten Wunsch und auf Kosten 
des Kunden wird die Lieferung von uns gegen die üblichen Transportrisiken versichert  

 
b) bei Lieferung mit Aufstellung oder Montage am Tage der Übernahme in eigenen 

Betrieb oder, soweit vereinbart, nach erfolgreichem Probebetrieb.  
 

2. Wenn der Versand, die Zustellung, der Beginn, die Durchführung der Aufstellung oder 
Montage, die Übernahme in eigenen Betrieb oder der Probebetrieb aus vom Kunden zu 
vertretenden Gründen verzögert wird oder der Kunde aus sonstigen Gründen in 
Annahmeverzug kommt, so geht die Gefahr auf den Kunden in diesem Zeitpunkt über.  

 
 
 
VI.  Aufstellung und Montage  
 

Für die Aufstellung und Montage gelten, soweit nichts anderes schriftlich vereinbart ist, 
folgende Bestimmungen:  

 
1. Der Kunde hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig zu stellen:  

 
a)  alle Erd-, Bau- und sonstigen branchenfremden Nebenarbeiten einschließlich der dazu 

benötigten Fach- und Hilfskräfte, Baustoffe und Werkzeuge  
 
b)  die zur Montage und Inbetriebsetzung erforderlichen Bedarfsgegenstände und -stoffe, 

wie Gerüste, Hebezeuge und andere Vorrichtungen, Brennstoffe und Schmiermittel  
 
c)  Energie und Wasser an der Verwendungsstelle einschließlich der Anschlüsse für 

Heizung und Beleuchtung 
 

2. Vor Beginn der Montagearbeiten hat der Kunde die nötigen Angaben über die Lage verdeckt 
geführter Strom-, Gas-, Wasserleitungen oder ähnlicher Anlagen sowie die erforderlichen 
statischen Angaben unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. 

 
3. Verlangen wir nach Fertigstellung die Abnahme der Lieferung, so hat sie der Kunde innerhalb 

von zwei Wochen vorzunehmen. Der Abnahme steht es gleich, wenn der Kunde die 
Zweiwochenfrist verstreichen lässt oder wenn die Lieferung - gegebenenfalls nach Abschluss 
einer vereinbarten Testphase - in Gebrauch genommen worden ist. 
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VII.  Sachmängel 
 

Für Sachmängel haften wir wie folgt:  
 

1. Alle diejenigen Teile oder Leistungen sind nach unserer Wahl unentgeltlich nachzubessern, neu 
zu liefern oder neu zu erbringen, die einen Sachmangel aufweisen, sofern dessen Ursache 
bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag. 
 

2. Ansprüche auf Nacherfüllung verjähren in 12 Monaten ab gesetzlichem Verjährungsbeginn; 
Entsprechendes gilt für Rücktritt und Minderung. Diese Frist gilt nicht, soweit das Gesetz 
gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 2 (Bauwerke und Sachen für Bauwerke), 479 Abs. 1 
(Rückgriffsanspruch) und 634a Abs. 1 Nr. 2 (Baumängel) BGB längere Fristen vorschreibt, bei 
Vorsatz, arglistigem Verschweigen des Mangels sowie bei Nichteinhaltung einer 
Beschaffenheitsgarantie. Die gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, Hemmung und 
Neubeginn der Fristen bleiben unberührt. 
 

3. Mängelrügen des Kunden haben unverzüglich schriftlich zu erfolgen. 
 

4. Ansprüche des Kunden wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der Lieferung 
nachträglich an einen anderen Ort als den vertraglich vereinbarten Erfüllungsort verbracht 
worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. 

 
5. Schadensersatzansprüche des Kunden wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. Dies gilt 

nicht bei arglistigem Verschweigen des Mangels, bei Nichteinhaltung einer 
Beschaffenheitsgarantie, bei Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und bei 
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Lieferers. Eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
Weitergehende oder andere als in diesem Art. VII geregelten Ansprüche des Kunden wegen 
eines Sachmangels sind ausgeschlossen. 

 
 
 
VIII.  Sonstige Schadensersatzansprüche 
 

Soweit nicht anderweitig in diesen AGB geregelt, sind Schadensersatzansprüche des Kunden, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus dem 
Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, ausgeschlossen. 
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IX.  Schlussbestimmungen 
 

Es findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Das 
Übereinkommen der Vereinten Nation vom 11.04.1980 über den Internationalen Warenkauf 
findet keine Anwendung. 
 
Sämtliche Willenserklärungen bedürfen der Schriftform in Gestalt von Schreiben, Telefax oder 
E-Mail.  
 
 
Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller Kaufmann ist, bei allen aus dem 
Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten unser Firmensitz. 
Wir sind jedoch auch berechtigt, am Sitz des Kunden zu klagen. 
 
Wir sind gem. § 28 Abs. 1 BDSG berechtigt, personenbezogene Daten des Kunden zu 
speichern, im In- und Ausland zu übermitteln, zu nutzen, zu verändern und zu löschen. Der 
Vertragspartner erhält hiermit gem. § 33 Abs. 1 BDSG Kenntnis.  
 
Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in seinen 
übrigen Teilen verbindlich. Dies gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine 
unzumutbare Härte für eine Partei darstellen würde. 

 


